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Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Sicherstellung der Leistungen der Zusatzversor- 
gungsanstalten des öffentlichen Dienstes 

— Drucksachen VI/2095, VI/2737 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Tamble 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage ver- 
einbar. 

Durch Zuschüsse des Bundes sollen Fehlbeträge, 
die durch die Währungsumstellung 1948 den Zusatz- 
versorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes ent- 
standen sind, ausgeglichen werden, wenn anders 
Versorgungsleistungen nicht erbracht werden kön- 
nen. Der Bund übernimmt damit die Garantie für 
die Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten nach 
dem Stand vom 1. Januar 1967. Voraussichtlich wer- 
den aber bei der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder keine Kosten entstehen. Lediglich bei 


einigen kommunalen Zusatzversorgungsanstalten 
müssen Bundeszuschüsse gewährt werden, deren 
Höhe auf jährlich 5 000 000 DM veranschlagt wer- 
den. 

Diese Kosten werden aber erst ab 1974 auftreten. 
Die Mittel werden deshalb ab diesem Zeitpunkt im 
Finanzplan des Bundes bei Kap. 60 04 in dieser Höhe 
veranschlagt werden. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführen- 
den Innenausschuß vorgelegten Fassung des Gesetz- 
entwurfs. 
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